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Der Fliigzeugsuclie zweiter Akl
Ihm Erdkampfflugzeug zum Raumschutzjäger

Am Montag hat der Bundesrat den Bericht
des Generalstabschefs über die Luftkriegfüh-
rung der achtziger Jahre -gutgeheißen und der
darin enthaltenen Schlußfolgerung zugestimmt,

wonach im Rahmen des nächsten Investitions-
programms (für die Jahre 1975 bis 1979) bei
den Flieger- und Fliegerabwehrtruppen in erster
Priorität die Lücke beim Raimiscluttz ZU schlie-
ßen sei. Die Abklärungen werden sich, so ließ
man verhüllen, sowohl auf Flugzeuge als auch
auf Fliegerabwehrsysteme erstrecken, freilich
nicht im Sinne einer Alternative, wohl aber
eines optimalen Zusammenwirkens. Vorstudien
sind, wie verschiedentlich bekanntgegeben
wurde, seit geraumer Zeit im Gang. Doch hat
erst der Beschluß der Landesregierung die
I
lauptweiche gestellt.

Der Bundesrat hat die Weiche richtig ge-

bellt. Sein Vorentscheid ist die logische Konse-
quenz der in den vergangenen dreizehn Mona-
ten gefaßten Beschlüsse und eine klare Ant-
wort auf die Bedürfnisse, die sich im Blick
auf die achtziger Jahre abzeichnen. Er ist im
übrigen alles andere als sensationell. Der
Kommandant der Flieger- und Fliegerabwehr-
truppen war schon in den vergangenen Jahren
nicht müde geworden, zu betonen, daß das

übernächste Flugzeug» ein Raumschutzjäger

sein müsse, und im Juni dieses Jahres hatte
Generalstabschef Vischer vor der Delegierten-
Versammlung der Schweizerischen Offiziers-
gesellschaft in Basel über die Priorität kaum
mehr Zweifel offen gelassen. Mit rund 150

Huntern und einer rasch abnehmenden Zahl
Venoms ist die Erdkampfkomponente gegen-

über den drei Dutzend Miragcs HI-S für Ab-
fangjagd und Raumschutz derart im Ueber-
gewicht, daß sich bei der bevorstehenden Be-
schaffung ein besserer Ausgleich aufdrängt, ein
.Ausgleich, der auch von den Bedürfnissen der
Erdtruppen Her geboten erscheint. Dazu
kommt, daß unsere Mirages in den achtziger

Jahren das 20. Ejnsatzjaht erreichen werden,

was bedeutet, daß sie dannzumal nicht mehr
als erste Garnitur gebraucht werden können.

Was heißt Raumschlitz? Wort ist. zu-

mal im Blick auf die Flugwaffe, mißverständ-
lich und bedarf der Erläuterung; der franzö-
sische Ausdruck «couverture aerienne» ist an-
schaulicher und leichter faßlich. Das Reglement
Trupperiführüng (TF 69) bietet im Anhang fol-
gende Definition: «Schutz der Erdtruppen durch
Flugwaffe und Fliegerabwehr vor feindlicher
Fliegereinwirkung in einem bestimmten Raum
während einer bestimmten Zeit.» Um ein mög-

liches Mißverständnis vorweg aus der Welt zu

schaffen: es handelt sich nicht darum, all-
gemein die Luftüberlegenheit zu erkämpfen.

Raumschutz hat nur zum Zweck, feindliche
Jagdbomber während der Zeitspanne X vom
Operationsgebiet Y fernzuhalten und sie, wenn

sie gleichwohl einzudringen vermochten, zu
bekämpfen und daraus zu vertreiben. Primäre

Ziele für die Raumschutzkräfte in der Luft
und am Boden sind also Jagdbomber, das heißt
gegnerische Erdkampfflugzeuge. Da aber anzu-

nehmen ist. daß diese Jagdbomber mindestens

zeitweise durch Jagdflieger begleitet und ge-

schützt werden, müssen Raumschutzflugzeuge

auch in der L a ge sein, feindliche Jäger zu
bekämpfen, die ihnen die Erfüllung ihres
Primärauftrages verwehren wollen.

Sucht man nach einer Analogie bei terrestri-
schen Operationen, dann findet man sie am

ehesten beim im Ersten Weltkrieg perfekt
ausgebildeten Niederhalte!euer von Artillerie.
Minenwerfern und Maschinengewehren: Dieses

konzentrierte Feuer zwingt einen - ungepan-

zerten, aber eingegrabenen - Gegner, sein

Feuer einzustellen und volle Deckung zu neh-

men, so daß die eigenen Verbände sich n:chr

oder weniger frei bewegen können, sei es. um

einen Angriff vorzutragen, sei es. um sich mit

dem Gros ungehindert abzusetzen. Auch

Niederhaltefeuer kann nur in einem beschränk-

ten Gebiet und während begrenzter Zeit auf-

rechterhalten werden.

Nach unserem Abwehrkonzept haben die

Raumschutzkräfte vor allem dafür zu sorgen,

daß unsere mechanisierten Reserven, insbeson-

dere die Panzerregimenter, in Krisensituationen
rechtzeitig und mit voller Kampfkraft für
Gegenstöße und zu Gegenschlägen eingesetzt

werden können. Das setzi voraus, daß sie die

erhebliche Distanz zwischen Bereitstellungs-

raum und Einsatzraum notfalls auch bei Tage

überwinden können, ohne schon beim An-
marsch durch feindliche Fliegerangriffe zer-
schlagen oder so stark dezimiert zu werden,

daß "sie den Angriffsschwung verlieren. Die

Dauer \on Raumschutzoperationen wird nach

Stunden und nicht nach Tagen bemessen, eine

vorübernehende
Schwergewichtsbildung also,

die auch eine gut geführte kleinstaatliche Flug-

wafie bewerkstelligen kann, sofern sie über
zeitgemäßes Material verfügt.

Raumschutz ist, wie erwähnt, eine gemein-

same
Aufgabe für Flieger- und Fliegerabwehr-

truppen. Da unseren mechanisierten Verbän-
den ein eigener, mitfahrender Flabschutz fehlt

ihre leichte Flab verfügt nicht einmal über
ungepanzerte Selbstfahrlafetten , sind dem
Einsatz terrestrischer Flabmittel verhältnis-
mäßig enge Grenzen gesetzt. Dazu kommt, daß
bei rasch wechselnder Lage eine Verschiebung

binnen nützlicher Frist nicht immer möglich

wäre. Das ist einet der Hauptgründe, die für
die Beschaffung eines Raumschutzjägers spre-

chen. Flugzeuge sind die flexibelste Schwer-
gewichtswaffe in der Hand des Oberbefehls-
habers; sie lassen sich rascher konzentrieren,

in neue Räume beordern und verdünnen als
jede andere Waffengattung. Der Wirkungsgrad

ihres Einsatzes läßt sich überdies noch erheb-
lich steigern, wenn es gelingt, eine reibungslose
Arbeitsteilung mit der Flab zu bewerkstelligen.

Das bedeutet freilich, daß Flugzeuge moderne
Tieffliegerabwehrsysteme nicht ersetzen können.

Raumschutz, so verstanden, bedeutet Schutz
schweizerischer Soldaten vor feindlichen Jagd-
bomberangriffen mit Bomben. Napalmbomben.

Raketen und Kanonen, bedeutet nicht zuletzt
auch Schutz unserer Panzerbesat/ungen und
ihres kampfentscheidenden Materials, mit dem

sie der in Bedrängnis geratenen Infanterie zu

Hilfe eilen sollen. Der Pilot des Raumschutz-
flugzeugs ist der heiß herbeigesehnte Kampf-
gefährte des Füsiliers im Schützenloch, des

Artilleristen bei seinem schwer zu tarnenden
Geschütz, des Lastwagenfahrers, der Munition
nachführen soll. Der Raumschutzjäger über-
nimmt eine durch und durch defensive Funk-
tion; seine Aufträge sind genau begrenzt. Er
verteidigt den ihm zugewiesenen Abschnitt des

Luftraumes genauso wie die Infanteristen ihren
Stützpunkt. Und wenn die Not am größten ist.

macht er sogar den Einsatz unserer älteren
Erdkampfflugzeuge zur Direktunterstützung
möglich. Ueberdies hat er den Vorzug, daß er

auch zum Schutz der Mobilmachung und zum I

Neutralitätsschutz verwendet werden kann.

Luftverteidigung heißt heute nicht mehr,

da und dort eine Flabkanonc placieren und
dann und wann ein Flugzeug in die Luft be-
ordern. Luftverteidigung muß heute als System
konzipiert werden, nicht als lückenloses System,

das würde die Kräfte eines Kleinstaates über-
lordern, aber doch als System, das auf die
wichtigsten Gefahren eine handfeste Antwort
bereithält. Wo. wie im Raumschutz, eine Lücke
klafft, wird ein allfälliger Gegner mit beson-
derem Nachdruck seinen Vorteil wahrzu-
nehmen suchen. Mit offenen Augen sollten wir
uns nicht in eine derartige Situation hinein-
manövrieren.

Die neue Runde für die Erneuerung unse-
res Flugmaterials beginnt unter einigen ermuti-
genden Vorzeichen. Der Bundesrat bekundet
den Willen, aus den Mirage- und Corsair-
Affären Lehren zu ziehen. Er ist offenbar auch
bereit, im Rahmen des neuen Investitionspro-
gramms die nötigen Mittel bereitzustellen;
genaue Zahlen wird man später erfahren. Eine
bessere Ausgangslage ist lerner dem Umstand
zuzuschreiben, daß ein Link hergestellt wird
zwischen den Beschaffungen für die Flieger-

und die Fliegerabwehrtruppen, was im Hinblick
auf Raumschutzaufgaben überzeugend begrün-

det werden kann. Günstig könnte sich auch
auswirken, daß einige Flugzeugmodelle, die
sich als Raumschutzjäger eignen, mehr oder
weniger beschaffungsteil' zu sein scheinen und
relativ kurzfristig zu haben wären, wobei sich
allerdings aufs neue ein «europäisch»-amerika-

nisches Konkurrenzverhältnis einstellen könnte,

mit dem man in der letzten Runde nicht eitel
Freude erlebt hat. Sehr zu hoffen wäre, daß
in den kommenden Verhandlungen und Dis-
kussionen nicht allzu viele alte Platten aul-
gelegt und längst zerredete Kontroversen auf-
gewärmt würden, handelt es sich doch darum,

für die achtziger und neunziger Jahre vorzu-
sorgen und nicht alte Rechnungen zu be-
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Der Aktionär als Förderer des Gemeinwohls?
Von Priyatdozent Dr. Peter Forstmoser (Zürich)

In einigen großen amerikanischen Aktiengesellschaft, n bestehen seil längerem Tendenzen, d ie
Miiwlrkuitgsrechte der Aktionäre nicht nur für die traditionellen Ziele einzusetzen, sondern

auch als ein Werkzeug, um die Unternehmung zu einem volkswirtschaftlich und sozial verant-
wortungsvolleren Verhalten zu veranlassen. Im folgenden Artikel, der auf der vom Verfasser

an der Universität fürich
gehaltenen Antriinred^b'äx'ien, wird untersucht, ob analoge Mög-

lichkeiten auch bei uns diskutiert zu werden verdienten.

In einigen großen amerikanischen Aktien-
gesellschaften haben in den letzten Jahren die
Mitwirkungsrechte d er Aktionäre eine neue
Aktualität erlangt: Verschiedene Organisationen

und Einzelpersonen haben versucht, ihre Rechte
als Gesellschafter nicht für die traditionellen
Ziele Erlangung der Kontrolle. Beeinflussung

der Gewinncrzielung und der Gewinnverwendung
einzusetzen, sondern als ein Werkzeus, '"" die

Unternehmung zu einem volkswirtschaftlich und
sozial verantwortungsvolleren Verhalten zu veran-

lassen. Fragen wie Umweltschutz, bessere Bcrück-
sichtigung der Konsumenteninteressen und Abbau
der Rassendiskriminierung sind zu Traktanden
von Generalversammlungen geworden, einge-

bracht durch Aktionäre, die weniger den finan-
ziellen Erfolg der Gesellschaft beachten als ihre
spezifische Tätigkeit.

Repräsentativ für diese Vorstöße ist etwa die
Aktivität des sogenannten «Projcct on Corporate
Responsibility». Diese Bewegung wurde vor
knapp drei Jahren von einer Gruppe junger Juri-
sten gegründet und bezweckt nach ihren eigenen

Worten, «neue Wege zu erforschen, um amerika-
nische Aktiengesellschaften zu einem verantwor-
tungsvolleren Verhalten in bezug auf die Bedürf-
nisse der Allgemeinheit zu bewegen». Die erste

Handlunc dieser Gruppe war die auf die General-
versammlung von 1970 hin lancierte tCampaign

to make General Motors responsible»: Die Orga-

nisation erwarb sich zwölf Aktien von General
Motors und reichte dann in ihrer Eigenschaft als

Aktionärin neun Traktanden zur Behandlung und
Abstimmimg ein. Unter anderem wurden Statu-
ten- und Reglementsänderungen vorgesehlagen,

wonach die Gesellschaft ihre Zwecke nicht in

einer dem öffentlichen Interesse abträglichen Art
verfolacn dürfe, wonach d er Verwaltungsrat

durch" Vertreter d er Öffentlichkeit zu erweitern
sei unl wonach schließlich ein Aktionärskomitee
für Frauen von öffentlichem Interesse zu schaf-

fen sei. Sodann sollten den Aktionären verschie-

dene Resolutionen vorgelegt werden: Die Gesell-
schaftspolitik sei auf eine Bevorzugung der öffent-
lichen Verkehrsmittel gegenüber dem Privat-
verkehr auszurichten: bis 1974 seien alle von der

Gesellschaft hergestellten Fahrzeuge so zu kon-
struieren, daß Insassen einen Zusammenstoß bei

einer Geschwindigkeit von sechzig Meilen ohne

Schaden überstehen könnten; d er Kampf gegen

die Luftverschmutzung müsse stark intensiviert
werden und die Gesellschaft solle für ihre Auto-
mobile eine Garantie für fünf Jahre oder 50 000

Meilen gewähren.

Es versteht sich von selbst, daß sich die Ver-
waltung von General Motors diesen Anträgen

widersetzte. Nach einem vermittelnden Vorfahren
vor d er SEC, einer Verwaltungsinstanz mit be-

deutenden Kompetenzen im Aktienwesen, einig-

ten sich Geschäftsleitung und Aktionärsgruppe

schließlich darauf, daß nur die Vorschläge zur

Schaffung eines Aktionärskomitecs und zur Er-
weiterung der Zahl der Verwaltungsrätc vor die
Versammlung zu bringen seien. Beide Vorschläge

wurden mit überwältigendem Mehr abgelehnt,

blieben aber doch nicht ohne praktische Auswir-
kung: Nach der GcncraKersammlung unternahm
nämlich die Unternehmung verschiedene Schritte
in der von der Bewegung angestrebten Richtung.

Unter anderem bildete sie ein Komitee für Fragen

von öffentlichem Interesse und erweiterte wie
von den Initianten gefordert die Zahl der
Verwaltungsräte. Auch im folgenden Jahr stellte
die Bewegung erneut Anträge, und 1972 erwei-
terte sie ihre Bestrebungen auf weitere Firmen
der Automobilbranche und auf mehrere pharma-

zeutische Unternehmen. Der meßbare Erfolg war
in allen Fällen minim, der Einfluß auf die Aus-
einandersetzungen vor und in der Generalver-
sammlung aber sehr bedeutsam.

Aulrair-rochlo «I«1» Aktionärs
nach amerikanischem Recht

Die soeben skizzierten Aktivitäten stützen sich
auf die traditionellen Rechte des Aktionärs auf
Antragstellung und Meinungsäußerung. Welches
sind diese Rechte in den Vereinigten Staaten?
Auf Grund d er sogenannten Proxy Rules
bundesrechtlichen Vorschriften für die großen

börsenkotierten Gesellschaften - kann jeder
Aktionär, der im Besitz auch nur einer Aktie ist.

von d er Verwaltung verlangen, daß ein von ihm
gestellter Antrag von d er Gesellschaft kostenlos
an sämtliche Aktionäre verschickt wird. Nimmt
die Verwaltung gegen den Vorschlag Stellung,

dann ist d er antragstellcnde Aktionär überdies
berechtigt, seinen Standpunkt in einer nach eige-

nem Gutdünken formulierten Begründung von bis

zu 200 Wörtern darzulegen. Auch diese Begrün-
dung muß allen Aktionären kostenlos zugestellt

werden.
Es ist vor allem diese Möglichkeit, ohne

finanziellen Aufwand an einen Kreis von allen-
falls Hunderttausenden von Aktionären zu gc-
lanycn. die zu den geschilderten Vorstößen An-
reiz bot. Das Recht auf Antragstellung wird in
gewissen Schranken gehalten, von denen in unse-

rem Zusammenhang vor allem die folgenden drei
ins Gewicht fallen:

Einmal kann die Verwaltung einen zu weit ge-

faßten Vorschlag, einen Vorschlag allgemein poli-

tischen Inhalts, d er keine Beziehung zur konkre-
ten Geschäftstätigkeit hat. ablehnen.

Weiter muß sie auch allzu eng gefaßte Vor-
schläge nicht verbreiten, das heißt solche, die sich
lediglich auf Angelegenheiten des gewöhnlichen
Geschäftsganges beziei.cn.

Endlich kann die Verwaltung faktisch auch
Anträge unberücksichtigt lassen, die gegen das
Prinzip d er Gewinnstrebigkeit verstoßen.

Für die Tragweite d er Mitwirkungsrechte der
Aktionäre und ganz besonders für ihre Verwend-

Konsumeutenschutz
als Konsumgut

Kürzlich ist in Zürich eine weitere Konsumen-
lenschutzorganisaüon gegründet worden. Das
halbe Dutzend, das auf eidgenössischer Ebene
schon bestand, genügte offenbar nicht. Eine wei-
tere Organisation wird also Tests veranstalten.
Communiquds verbreiten oder eine Beratungsstelle
einrichten, zumindest aber empfehlen, protestie-
ren und einen sit/ in einer einschlägigen Exper-

tenkommission anstreben. Nur die Konsumenten
wird sie so wenig vertreten wie die andern.

Ausnahmslos alle Konsumentenschutzorgani-

sationen werden nämlich nicht von der namen-
losen, nach wie vor unorganisierten Masse der
Konsumenten gelragen: vielmehr stehen gerade

hinter den rührigsten Schutzverbänden Produzen-
ten oder Verteiler, bestenfalls Schulen, hinler den
stilleren kaum mehr als ihr gelegentlich politisch
motivierter Vorstand. Dies braucht ihren Wert
nicht unbedingt ZU mindern: solange ihre Verlaut-
barungen die Konsumenten anregen, eigene Ver-
gleiche anzustellen, sind sie in jedem Falle zu
begrüßen. Die regelmäßigen vergleichenden Er-
hebugen des Schweizerischen Institutes für Haus-
wirtschaft beispielsweise sind besonders wertvoll,
gerade weil sie kaum werten.

Viele der mit lautem propagandistischem Auf-
wand verbreiteten Tests selbsternannter Konsu-
mentenschützer, die von Zahnbürsten bis zu
Dreschmaschinen alles «prüfen», weilen jedoch

höchstens ein willkürliches Schlaglicht auf ein
reichhaltiges Angebot, zumal sie alle aul Grund
einer Gcwichtung werten, die nicht diejenige der
angesprochenen Konsumenten sein muß. Solche
Tests mögen, klug ausgewählt, gelegentlich als
Schocktherapie dienen: /ur (Markttransparenz»
tragen sie langfristig nichts bei: insbesondere dann
nicht, wenn die untersuchende Schutzorganisation

selbst nicht durchsichtiger ist als der untersuchte
Markt.

Vor allem aber hilft das Nebeneinander ver-
schiedener Konsumentcnschutzorganisationen dem
Konsumenten nicht weiter. Wenn sieh noch jeder

Konsumentenschutzverein auf ein abgestecktes

Gebiet beschränken wollte: aber nein, die meisten
sehen sieh als Kern einer künftigen Massenbewe-
gung. Der Wettbewerb zwischen mehreren Stellen,

welche gerade den Wettbewerb übersichtlicher ge-

stalten möchten, fördert zwar «enthüllende-, harte
Urteile. Doch ganz abgesehen davon, daß ein-
deutige Empfehlungen den Wettbewerb oft eher
verzerren als erhellen, werden sie selbst zum auf-
regenden Konsumgut: noch findet es /war fast
kritiklose Beachtung, im Grunde ist es aber bereits
selbst testvvürdig geworden.

barkeit im Dienste der hier zur Diskussion ste-
henden Aktivitäten sind diese Begrenzungen von
ausschlaggebender Bedeutung und daher etwas
näher zu erläutern.

Zu weil gefaßte Anträge

Durch diese Schranke sollen Vorschläge zu
Problemen ausgeschaltet werden, die nicht im
Handlungs- und Einflußbereich d er Gesellschaft
liegen. So hatte etwa in den vierziger Jahren ein
Aktionär den Antrag gestellt, es sei die steuer-
liche Behandlung der Dividenden durch den
Bund neu zu regeln. Ein anderer Antrag ging da-
hin, «es sei das Kartellrecht und seine Durchset-
zung zu revidieren . ein dritter verlangte gar die
Aufnahme Rotchinas in die Vereinigten Natio-
nen. Die zuständige Bundesbehörde erlaubte in
allen Fällen den betroffenen Gesellschaften, die
Verbreitung der Anträge abzulehnen. Das An-
tragsrecht sei nicht dazu da. «um von anderen
Aktionären Zustimmung mit Bezug auf Fragen zu
erzielen, welche allgemein politischer, sozialer
oder wirtschaftlicher Natur sind

Der Entscheid in Fragen des normalen Ge-
schäftsganges liegt in der Zuständigkeit der Ver-
waltung oder Geschäftsleitung. Im Sinne einer
Gewaltenteilung soll der Aktionär in diesem Be-
reich der Verwaltung freie Hand lassen müssen
Die einschlägige Verordnung schließt daher auch
Aktionärsanträge aus. die in diese Kompetenz
eingreifen. t,

Prinzip der Gewinnstrebigkeit
als zusätzliche Schranke?

Nach d er traditionellen amerikanischen An-
sicht soll eine Aktiengesellschaft primär für ihre
Gesellschafter Geld verdienen. Diese Zielsetzung

scheint sozial und ethisch motivierten Aktionärs-
anträgen keine unüberwindbaren Hindernisse ent-
gegenzustellen: Da Gewinnstrebigkeit nicht unbe-
dingt kurzfristige Gewinnmaximicrung bedeutet,

ist diese Richtlinie sehr unbestimmt. Besonders in
großen Gesellschaften wird ein sozial verantwor-
tungsvolles Verhalten langfristig durchaus auch
ökonomisch von Nutzen sein, und sei es nur des-
halb, weil damit Goodwill geschaffen und gesetz-

liche Eingriffe verhindert werden. Auf diese
Weise in den größeren Zusammenhang gestellt, is:
der Grundsatz der Gewinnstrebigkeit kein Hemm-
nis für ein am Gemeinwohl orientiertes Verhalten
von Gesellschaften und für entsprechende Aktio-
närsanträge, sofern die zur Diskussion gestellten

Aktivitäten innerhalb vernünftiger Schranken
bleiben und mit der Geschäftstätigkeit in Zu-
sammenhang gebracht werden können.

Beurteilung nach schweizerischem Recht

Materiell ergibt sieh für die Schweiz eine der
amerikanischen sehr ähnliche Rechtslage: Das
Recht des Aktionärs, Anträge zu stellen, ist prak-
tisch nur so weit beschränkt, als entweder zu weit-
gehende, mit d er Geschäftstätigkeit der Gesell-
schaft nicht im Zusammenhang stehende oder
aber zu enge, die Kompetenz der Verwaltung zur
selbständigen Geschäftsführung verletzende Vor-
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schlage gemacht werden. Als dritte Schrank- ist
auch für die Schweiz das Prinzip d er Gewinnstrc-
bigkeit zu erwähnen. Im übrigen sind Aktionärs-
anträge zuzulassen unabhängig davon, aus wel-
chem Motiv heraus der Aktionär tälig geworden
ist.

Im formellen Bereich bestehen dagegen zwi-
schen amerikanischem und schweizerischem
Aktienrecht sehr erhebliche Unterschiede, Unter-
schiede, welche die demokratischen Rechte d er
Aktionäre für die eingangs erwähnten Bemühun-
gen praktisch unbenutzbar machen:

Zunächst stehen in d er Schweiz dem antrag-
stellenden Aktionär von d er Nennung auf der
Traktandcnlistc abgesehen keine Rechte aufWcitcrlcititng seines Vorschlages an die anderen
Aktionäre zu. Die antragstcllendc Aktionärs-
gruppe muß daher auf eigene Kosten und mit
eigener Organisation für eine ausreichende Infor-
mation sorgen. An dieser finanziellen und organi-
satorischen Klippe müßten bereits die meisten
Aktionärsvorschläge scheitern.

Die herrschende schweizerische Lehre vertritt
sodann die Ansicht, daß ein Antrag nur dann
vorgebracht werden kann, wenn hinter ihm ein
Zehntel des Grundkapitals steht. Damit müßten
die Antragsteller über mindestens zehn Prozent
lies Aktienkapitals verfügen eine Schranke, die
in großen Gesellschalten prohibitiv wirkt. Selbst
wenn man aber was ich persönlich für richtig
halte auch nach schweizerischem Recht jedem

Aktionär ein Antragsrecht zuerkennen will, dann
stellt die Regelung des Stcllvcrtretiingsrechts eine
weitere Klippe für Aktionärsanträge dar: Nach
amerikanischem Recht muß bei den großen
Aktiengesellschaften der Traktandcnliste jeweils

ein Vollmachtsformular beigelegt werden. Damit
kann der Aktionär nach Belieben in jeder kon-
kreten Frage die Verwaltung oder eine bestimmte
Aktionärsgruppe mit der Vertretung beauftragen.

Der Aktionär ist dadurch zur Auseinandersetzung

und Stellungnahme aufgefordert. Eine ähnliche
Lösung fehlt im schweizerischen Recht. Hier wird
vielmehr die Großzahl der Stimmen ohne Instruk-
tion als Depotstimmrechte durch die Banken aus-
geübt und regelmäßig zugunsten der Verwaltung
abgegeben. Dadurch fehlt die Auseinandersetzung
mit dem Vorschlag, die Breitenwirkung, die in
Amerika einen Antrag trotz voraussehbarcr Nie-
derlage sinnvoll erscheinen läßt. Diese wenigen

Hinweise genügen, um aufzuzeigen, weshalb in
d er Schweiz keine Parallelen zu den eingangs ge-
schilderten Bestrebungen amerikanischer Aktio-
näre zu finden sind.

Wiinselibarkeit von Aktionärsivorstößen?

Ist die schweizerische Zurückhaltung gegen-
über Aktionäisanträgcn angebracht, oder sollte
sich eine künftige Revision des Aktienrechts die
amerikanische Lösung zum Vorbild nehmen?
Sicher kann es nicht darum gehen, die General-
versammlung als Forum für irgendwelche allge-
meinpolitische Fragen zur Verfügung zu stellen.
Einer entsprechenden Umfunklionierung ist vor-
zubeugen, und es sind zu allgemein gehaltene, zur
konkreten Geschäftstätigkeit in keiner Beziehung
stehende Anträge auch de lege ferenda abzuleh-
nen. Gleichzeitig muß auch verhindert werden,
daß der Ermessensspielraum der Verwaltung im
Bereich des normalen Geschäftsganges eingeengt
wird. Auch zu enge, allzu technische Aktionärs-
anträge sind damit nicht wünschenswert.

Im verbleibenden Bereich hätte aber wohl ein
stärkerer Ausbau der demokratischen Rechte des
Aktionärs auch im Hinblick auf die hier zur Dis-
kussion gestellten Bestrebungen seine Berechti-
gung: Einmal muß betont werden, daß Aktionäre,
welche nicht die Rentabilität einer Gesellschaft,
sondern ihre spezifische Tätigkeit kritisieren wol-
len, kaum eine andere Möglichkeit besitzen,
ihrem Mißfallen Ausdruck zu geben. Die soge-
nannte «Wall Street Rule». das heißt d er Grund-
satz, die Aktien zu verkaufen, wenn man mit der
Geschäftspolitik der Gesellschaft nicht einver-
standen ist, hilft diesen Aktionären nicht, da es
ihnen la nicht darum geht, eine rentablere Kapi-
talanlage zu finden, sondern vielmehr darum, die
Gesellschaft zu einem sozial verantwortungs-
vollen Handeln zu bringen.

Sodann muß man in Rechnung stellen, daß
gewisse Aktionärsgruppen namentlich Klein-
aktionäre und die an der Gesellschaft mitbeteilig-
ten Arbeitnehmer von der Tätigkeit und Ge-
schäftspolitik einer Gesellschaft weit mehr als
Konsumenten oder Angestellte denn als Kapital-
anleger betroffen werden. Diese Gruppen sollten
die Möglichkeit haben, nicht nur als lediglich am
Reingewinn orientierte Anleger zu handeln,
sondern als Personen, die an der konkreten
Tätigkeit der Gesellschaft interessiert sind. Dieses
Argument verdient Beachtung besonders im Hin-
blick auf die Vorschläge, einer institutionellen
Mitbestimmung der Arbeitnehmer nach ausländi-
schem Vorbild die Mitbeteiligung durch Aktien-
besitz gegenüberzustellen.

Endlich ist zu berücksichtigen, daß Vorstöße
von am Gemeinwohl orientierten Aktionären
?ußer einigen organisatorischen Umtrieben und
für die Gesellschaft recht geringen zusätzlichen
Kosten kaum Nachteile mit sich bringen. Durch
den Ausschluß von zu allgemein gehaltenen und
von allzu spezifischen Anträgen sind Mißbräuche
stark erschwert. Sollten trotzdem extreme Vor-
schläge gemacht werden, dann würden sie von
der Verwaltung und von den übrigen Aktionären
gleichermaßen bekämpft. Anderseits könnten sol-
che Anträge zu fruchtbaren Auseinandersetzun-
gen führen.

Aus diesen Gründen sollte wohl auch bei uns
die Möglichkeit einer Verstärkung der demokrati-
schen Rechte der Aktionäre diskutiert werden.
Dabei könnten bei allen Unterschieden im
Faktischen die amerikanischen Erfahrungen

und Lösungsversuche nützlich und anregend sein.

Delegiertenversammlung

des SVEA in Bern
fr. Bern, 5. Oktober

Am Freitag nachmittag hat Zentralpräsident
Max Graf in Bern vor 153 Delegierten die 4L Dc-
legicrtcnvcrsammlung des Schweizerischen Ver-
bandes evangelischer Arbeitnehmer (SVEA) er-
öffnet. Neben verschiedenen unbestrittenen
Wahlen in den engeren Zentralvorstand lag das
Hauptgewicht der Tagung auf der Stellungnahme

zu verschiedenen sozial- und gewerkschaftspoliti-
schen Gegenwartsfragen. Botschafter Dr. A. G ru-
bel, Direktor des Biga, sprach über «aktuelle
Aspekte des Fremdarbeiterproblems», während
Zentralpräsident Max Graf (Sirnach) zu sozial-
politischen Tagesfragen Stellung nahm, und
Zentralsekretär H.lsler (Bern) skizzierte gewerk-
schaftliche Aufgaben d er Zukunft. Wir werden
auf die Delegiertenversammlung des SVEA in
einem ausführlicheren Bericht zurückkommen.

Nein
zur Preis- und Lohn Überwachung

Vorstand des Gewerks<;-hnft*l)iinil<;'* zu
Konjunkturbeschliigsen

Bern, 5. Okt. (sda) Das Bundeskomitec des
Schweizerischen Gewerkschaftsbundes empfiehlt
dem außerordentlichen Kongreß des SGB vom
27. Oktober, den drei Bundesbeschlüssen über
Maßnahmen auf dem Gebiete des Kreditwesens,
zur Stabilisierung des Baumarktes sowie zur Ein-
schränkung der steuerwirksamen Abschreibungen
bei den Einkommenssteuern zuzustimmen, hin-
gegen den Bundesbeschluß zur Ueberwachung der
Preise, Löhne und Gewinne abzulehnen. Die Be-
gründung erfolgt am Kongreß, wo die Anträge
der Bundeskomitees diskutiert werden und der
endgültige Entscheid im Hinblick auf die Volks-
abstimmung vom 2. Dezember fällt.

An seiner Sitzung nahm das Bundeskomitec
auch Stellung zu den Vorschlägen der eidgenös-
sischen Expertenkommission im Zusammenhang
mit dem Volksbegehren für die Straffreiheit des
Schwangerschaftsabbruclis. Aus menschlichen,
sozialen und juristischen Gründen befürwortet es
die Fristenlösung bei freier Arztwahl.

Ferner hat der SGB-Vorstand eine Eingabe an
das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement
betreffend die Schaffung einer neuen Verkehrs-
zuiassungsverordnung verabschiedet. Im Bewußt-
sein, daß der Verkehrssicherheit größte Aufmerk-
samkeit zu schenken ist, stimmt er mit einigen

kleinen Abänderungsvorschlägen dem Entwurf zu.

Teure Getreideimporte

Di-Uii inn um ili-ii Brotpreis
Bern, 5. Okt. (sda) Die öffentliche Erklärung von

Preisübcrwacher SchUrmann, er werde alles tun, um
eine Verteuerung des Brotes zu verhindern, hat die
tBäcker- und Konditor-Zeitung* zu folgendem Kom-
mentar veranlaßt: «Wenn Herr Schürmann recht be-
halt, wenn kein Brotpreisaufschlag eintritt, dann be-
deutet das nichts anderes, als daß der Bund die drei-
fache Teuerung zu seinen Lasten übernehmen muß.»
Als Teuerungsfaktoren nennen die Bäcker d en Mehl-

preis, die höheren Produktionskosten in der Back-
stube und die steigenden Löhne und sozialen Lasten.

Schützenhilfe leistet d en Berufsleuten die Schwei-
zer Handelsbörse, die eine Mehl- und Brotpreiser-
höhung «von namhaftem AusmaU» voraussagt. Zeit-
punkt und Umfang des Aufschlags seien allerdings
noch nicht bestimmt; .sie würden zurzeit zwischen
den zuständigen Amtsstellcn des Bundes und den
Vertretern der Branchenorganisationen ausgehandelt.

Das Blatt weist ferner darauf hin, daß die Gestaltung
der Mehl- und Brotpreise schon seit Bestehen der
Getreidegesetzgebung vom Bund Überwacht wird.

Aber auch die Mitwirkung von Bundesorganen
an der Preisfestsetzung könne die Tatsache nicht aus
der Welt schaffen, daß die entscheidenden Ursachen
der Brotverteuerung durch die Entwicklung im Aus-
land bedingt seien. Die seit Menschengedenken

stärkste Erhöhung der Weltmarktpreise für Brotge
treide habe sich auch auf die Schweiz ausgewirkt.
zumal der Bedarf an ausländischem Brotgetreide we-
gen einer bescheidenen Inlandernte für 1973 höher
liege als erwartet. Seit dem 1. April würden in den
schweizerischen Handelsmühlen 70 Prozent Inland-
und 30 Prozent Auslandgetreide vermählen. Für die
Importe, deren Anteil sich in absehbarer Zeit auf

Prozent erhöhen weide, müßten die Mühlen heute
zwischen 60 und 70 Prozent höhere Preise auslegen
als noch im Frühjahr. Bezogen auf die Gesamtver-mahlungen, würden die tatsachlichen Aufschläge eine
Verteuerung des Mahlgutes um nahezu 20 Prozent
ergeben, doch liege der Müllcrschaft daran, diesen
Durchschnitt mit der Verrechnung von billiger er-
standenen Vorräten zu drücken.

Zuger Regierung

für Stimmrecht ab 19 Jahren
Zug, S. Okt. (sda) Die Z.ugcr Regierung empfiehlt

dem Bund, bei der Revision von Art. 74 Abs. 2 der
Bundtsverfassung das Stimm- und Wählbarkeitsalter
einheitlich auf 19 Jahre herabzusetzen. Diese Rege-
lung, d ie derjenigen im Kanton Zug entspricht, habe
gegenüber dem Vorschlag auf 18 Jahre den Vorteil,
daß die Wählbarkeit in der Regel mit dem Abschluß
der Mittelschulbildung oder der Lehrzeit zusammen-
falle. Es dürfe ansenommen werden, daß sich in
diesem Zeitpunkt der Großteil der Jugendlichen für
Probleme des öffentlichen Lebens zu interessieren
beginne, dafür die nötigen Voraussetzungen mitbringe
und über die erforderliche Zeit verfüge.

Beschwerde
gegen «Wahlmanöver» in Frick
Frick, 3. Okt. (sda) Gegen das «Wahlmanövcr»

anläßlich der Gemeinderatswahlcn in Frick (Aargau)
vom 23. September hat die freisinnig-demokratische
Ortspartei beim aargauischen Departement des Innern
Beschwerde eingereicht, so daß der auf den 7. Okto-
ber angesetzte zweite Wahlgang verschoben werden
mußte. Die Aufstellung von zwei weiteren Kandidaten
mit den gleichen Namen wie die ursprünglich nomi-
nierien, die zu einer großen Verwirrung führte, wird
in der Beschwerde als «widerliche Machenschaft» be-
zeichnet; der Bürger sehe sich dadurch «in der Aus-
übung der demokratischen Rechte betrogen».

Im eisten Gemeindcratswahlgang in Frick kandi-
dierten der bisherige freisinnige Vizcammann Hans
Huber und ein neuer CVP-Kandidat namens Max
Müller. Am Freitag, unmittelbar vor der Oeffnung
der Urnen, wurden je ein weiterer Hans Huber und
Max Müller portiert. Dies hatte zur Folge, daß alle

Das Bundesgericht

zum Fall Irving
l-titlii-iliiinü einer BoM'InM'rdc

Lausanne, 5. Okt. (sda) Wie erst jetzt bekannt
wird, hat der Kassationshof des schweizerischen
Bundesgerichts schon am 14. September dieses
Jahres eine Staatsrechtliche Beschwerde von Edith
Irving gutgeheißen.

Der Verteidiger Irvings hatte gegen das Ober-
gerichtsurteil vom 8. März, das Edith Irving wegen

fortsetzten Betrugs im Betrage von 2.5 Mil-
lionen Franken und Nebendelikten für 24 Monate
ins Gefängnis brachte, Nichtigkeitsbeschwerde
beim Zürcher Kassationsgericht eingereicht. Die-
ses lehnte die Beschwerde ab. wonach der Fall ans
Bundesgericht weitergezogen wurde. Die Be-
schwerde ans Bundesgericht richtete sich vor allem
gegen die Beurteilung des Grundsatzes «In dubio
pro reo» im Zusammenhang mit dem amerika-
nischen Auslieferungsverfahren. Der Fall wurde
an das Kassationsgericht des Kantons Zürich zu-
rückgewiesen.

Schweizerischer Wochenrückhliek
Am Montag haben die Bundesräte Hans Peter

Tschudi, Roger Bonvin um! Nello Cclio auf Jahres-
ende ihren Rücktritt aus der Landesregierung erklärt.
Mutmaßungen, die sich in den Tagen zuvor zu einer
eigentlichen Gerüchtewelle verdichtet hatten, fanden
in der für schweizerische Verhältnisse typischen Art
mit einer nüchtern-sachlichen Mitteilung des Prä-
sidenten der Vereinigten Bundesversammlung, ihre
Bestätigung. In seiner Eigenschaft als Vizepräsident
des Bundesrates würdigte Bundesrat Brugger in einer
am Montag abgegebenen Erklärung die Verdienste
der Demissionäre um unser Land. Der durch die Tat-
sache der Dreiervakanz geschaffene, außerordentlich
vielschichtige Problemkomplex der Amtsnachfolge
beschäftigt seither nicht nur die betroffenen Fraktio-
nen und Bundesratsparteien; das Thema bietet dar-
über hinaus willkommenen Stoff zu Spekulationen, die
beispielsweise von Radio und Fernsehen in der Form
eines Gesellschaftsspiels verbreitet werden. Die drei
Fraktionen haben bekanntgegeben, daß sie die Ent-
scheide über ihre offiziellen Kandidaten Mitte
November treffen werden; als Wahltag in der
Vereinigten Bundesversammlung ist der 5. Dezember
bestimmt worden.

Die Rücktritte aus dem Bundesrat haben das
Interesse der Oeffcntlichkeit von den Verhandlungen

der eidgenössischen Räte, d ie ihre Herbstsession am
Mittwoch morgen zu Ende führten, naturgemäß ab-
gelenkt. Nach eingehender Debatte stimmte der
Nationalrat am Dienstag dem neuen Wasserwirt-
schaftsartikel zu, durch den eine zweckmäßige und
haushälterische Bewirtschaftung der Wasservorkom-
men angestrebt wird; durch Mehrheitsbeschluß sprach

sich der Rat allerdings gegen eine Generalklausel für
die Befugnisse des Bundes aus. In Beantwortung einer
Interpellation führte Bundesrat Celio aus, die Landes-
regierung werde die weitere Entwicklung der Groß-
banken aufmerksam verfolgen und darüber wachen,
ob diese (wie versprochen) selbst die Grenzen eines
volkswirtschaftlich und staatspolitisch sinnvollen
Wachstums einzuhalten in der Lage seien. Der
Ständerat bereinigte die Differenzen gegenüber dem
Nationalrat beim Finanzausgleichsgesetz und hieß die
Kredite für militärische Bauten und Landerwerbe
sowie das Rüstungsprogramm 1973 gut.

Militärische Geschäfte standen auch auf der Trak-
tandenliste der Bundesratssitzung vom Montag. Für

licher Bedeutung ist der Entscheid, nach dem Nein
zum Erdkampfflugzeug Corsair nunmehr die erste
Priorität bei der Beschaffung neuer Miitcl auf die
Verstärkung und Verbesserung des Raumschutzes zu
legen. An einer Pressekonferenz bezeichnete es der
Vorsteher des EMD als möglich, daß dem Bundesrat
im ersten Quartal 1974 zwei Flugzeugtypen für eine
Hauptevaluation vorgeschlagen werden. Der Bundes-
rat hat sodann, ohne konkrete Details bekanntzu-
geben, das Investitionsprogramm des EMD für die
Jahre 1975 bis 1979 verabschiedet und die Ermächti-
gung erteilt, vier Abkommen über die Finanzhilfe an
Entwicklungsländer in der Höhe von 118,75 Mio. Fr.
zu unterzeichnen. Schließlich ist die Botschaft über
den einen Unternehmungsverlust von 153 Mio. Fr.
aufweisenden Finanzvoranschlag 1974 der PTT zu-
handen der eidgenössischen Räte verabschiedet
worden.

Eine ganze Reihe von Vorschlägen und Begehren

weist eine Eingabe auf, die der Schweizerische
Bauernverband zur Gewährleistung des Paritätslohnes
für die Landwirtschaft im kommenden Jahr an den
Bundesrat gerichtet hat. Am Donnerstag ist der von
einer Expertengruppe ausgearbeitete Entwurf eines
Ausführungsgesetzes zur Allgemcinvcrbindlicherklä-
ning von Rahmenmietverträgen in die Vernchmlas-
sung gegeben worden. Gleichentags führte Bundesrat
Furgler an einem Vortrag zur Raumplanung in
Lausanne aus, daß mit Kosten von jährlich rund 40
Mio. Fr. für die Erstellung der Pläne und von 25
Mio. Fr. pro Jahr für die entsprechenden Infrastruk-
turen zu rechnen sei. Seit Montag befindet sich der
Dalai Lama, das geistliche Oberhaupt der Tibetcr, zu
einem privaten Besuch in der Schweiz. Nach einem
dreitägigen Aufenthalt in Genf begab er sich nach
Rikon im Tößtal, dem religiösen Zentrum der rund
1000 Tibeter in unserem Lande. Das unbotmäßige

Verhalten von Angehörigen einer Luftschutzrekruten-
schule Ende September ist vom zuständigen Unter-
suchungsrichter als Meuterei und Ungehorsam quali-

fiziert worden; die Schuldigen werden sich vor Divi-
sionsgericht zu verantworten haben. An einer Presse-
konferenz hat der Erziehungsdirektor des Kantons
Zürich den Entwurf zu einem Gesetz über Schulver-
suche erläutert, das die rechtliche Grundlage für die
Schaffung kantonaler oder kommunaler Versuchs-
schulen unter Abweichung von der ordentlichen

die Konzeption der Luftkampfführung von grundsälz- j Schulgesetzgebung schaffen soll

auf diese beiden Namen abgegebenen Stimmen un-
gültig waren, sofern keine nähere Bezeichnung der
Person beigefügt war. So ergaben sich 365 ungültige
Stimmen für Hans Huber und 201 für Max Müller.
Beide Kandidaten erreichten deshalb das absolute
Mehr nicht.

Das Verkehrshaus
erhält Mondgestein

Bern, 4. Okt. (sda) Bundespräsident Roger Ronvin
hat am Donnerstag d en Botschafter der Vereinigten
Staaten, Shclby Cidlom Davis, empfangen, der ihm
im Namen von Präsident Richard Nixon ein S t ü ck
Mondgestein überreichte, das die Astronauten von
Apollo 17 zurückgebracht hatten. In seinen Dankes-
worten hob der Bundespräsident die Leistungen der
amerikanischen Raumfahrt hervor und unterstrich
die Bedeutung der Raumforschung für Wissenschaft,
Technik und Wirtschaft. Der Bundespräsident über-
gab das wertvolle Geschenk Direktor Allred Waldis
vom Verkehrshaus der Schweiz, das im vergangenen
Dezember einem jungen Schweizer, Hans Mattig aus
Perlen, die Teilnahme am Start von Apollo 17 er-
möglicht hatte. Die amerikanische Raumfahrtsbehörde
Nasa hatte damals, aus Anlaß der letzten bemann-
ten Mondlandung, aus 76 Ländern je einen Mittel-
schüler zu einem zweiwöchigen Besuch der verschie-
denen Raumfahrtszentren und anderen Anlagen in
den USA eingeladen, wobei das Verkehrshaus für
den Schweizer Teilnehmer das Patronat übernom-
men hatte.

Vereinfachung

der Rechtschreibung?

«Tatsachen und Meinungen»
(Mitg.) Die deutsche Rechtschreibung macht nicht

nur Schülern Mühe. Kann und soll sie vereinfacht
werden? Was wird dadurch gewonnen? Diesem er-
neut aktuellen, internationalen Thema gilt die Sen-
dung «Tatsachen und Meinungen«, die das Schweizer
Fernsehen am Sonntag. 7. Oktober, um 18 Uhr, aus-
strahlt. Unter der Leitung von Willy Kaufmann
diskutieren der österreichische Schriftsteller Hans Wel-
.

7, der Germanist Dr. Paul Grchc aus Wiesbaden.
Arns Hamburger vom dänischen Sprachinstitut und
Nationalrat Alfons Müller-Marzohl.
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